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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. November 1953 

6- 65100 - 594/53 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Meistbegünsti- 
gungsabkommen vom 31. Oktober 1952 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik El Salvador 

nebst Begründung und einem Abdruck des Abkommens mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 105. Sitzung am 24. April 1953 gemäß 
Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf 
die folgende Änderung vorzuschlagen: 

Als Artikel II a wird eingefügt: 

„Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, wenn das Land Berlin 
die Anwendung dieses Gesetzes feststcllt.‘‘ 

Der Bundesrat hat diesen Änderungsvorschlag wie folgt begründet: 

„Es handelt sich um die Einfügung der Berlin-Klausel in der 
bei Zustimmungsgesetzen zu internationalen Verträgen üblichen 
Form.“ 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates keine Bedenken. 

Dr. Adenauer 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Meistbegünstigungsabkommen vom 31. Oktober 1952 

zwisdien 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik £1 Salvador 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Dem in San Salvador am 31. Oktober 1952 
Unterzeichneten Meistbegünstigungsabkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik El Salvador wird zugestimmt, 

Artikel II 

(1) Das Meistbegünstigungsabkommen wird 
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel V in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründ u"n’g 


In der Zeit vom 18. bis 21. Juni 1952 fan- 
den zwischen den Regierungen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik El 
Salvador Verhandlungen über eine vertrag- 
liche Bindung zwischen beiden Landern statt, 
die mit der Paraphierung eines Meistbegün- 
stigungsabkommens am 21. Juni 1952 in Bonn 
endeten. Die Unterzeichnung dieses Abkom- 
mens wurde am 31. Oktober 1952 in San Sal- 
vador vollzogen. 

Die Vertragschließenden Staaten gewähren 
sich in dem Abkommen gegenseitig bezüglich 


der Zölle und Nebenabgaben, hinsichtlich der 
Art und Weise der Erhebung und der Vereln- 
nahmung der Zölle, der Lagerung der Waren 
unter Zollkontrolle und der damit zusammen- 
hängenden Fragen die unbedingte und unbe- 
schränkte Meistbegünstigung. 

Bezüglich der Schiffahrt wurde gleichfalls 
die Gewährung der Meistbegünstigung verein- 
bart. 

Das Abkommen bedarf der Ratifizierung. 
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Meistbegünstigungsabkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik El Salvador 


Artikel I 

Die Vertragschließenden Staaten kommen 
überein, sich gegenseitig die unbedingte und 
unbeschränkte Meistbegünstigung bezüglich der 
Zölle und Nebenabgaben, der Art und Weise 
der Erhebung und Vereinnahmung der Zölle, 
der Lagerung der Waren unter Zollkontrolle, 
des Verfahrens der zollamtlichen Beschau und 
der Analyse, der tarifmäßigen Eingruppierung 
und der Bestimmungen, Förmlichkeiten und 
Gebühren, die für die Zollbehandlung maß- 
gebend sind, zu gewähren. 

Artikel II 

Dementspechend sind die Natur- und Ge- 
werbeerzeugnisse, die aus dem Gebiet eines der 
Vertragschließenden Staaten stammen und In 
das Gebiet des anderen Staates eingeführt wer- 
den, keinen anderen oder höheren Zöllen, 
Steuern oder Gebühren noch anderen Vor- 
schriften oder beschwerlicheren Förmlichkeiten 
unter w'orfen als denjenigen, w^elche bei gleich- 
artigen eingeführten Erzeugnissen Irgendeines 
anderen Landes oder bei ausgeführten Erzeug- 
nissen des eigenen Landes angewandt werden. 

Artikel III 

Die Vertragschließenden Staaten gewähren 
sich bezüglich der Schiffahrt die Meistbegün- 
stigung. 

Artikel IV 

Es wird vereinbart, daß die Bestimmungen 
dieses Abkommens nicht anzuwenden sind 

1. auf Vergünstigungen, die sich aus einem 
Zusammenschluß mehrerer Staaten zur 


Schaffung einer überstaatlichen Gemein- 
schaft auf dem Gebiete der Wirtschaft, des 
Verkehrs, des Zoll- oder des Zahlungs- 
wesens oder der Verteidigung ergeben, der 
einer der beiden Vertragschließenden Staa- 
ten angehört oder beitreten wird, 

2. auf die besonderen Vorteile, welche El Sal- 
vador den Mittclamerlkanischen Republi- 
ken gewährt hat oder gewähren wird, 

3. auf Vorteile und Privilegien, die irgend- 
einer der beiden Vertragschließenden Staa- 
ten den angrenzenden Staaten zur Erleich- 
terung des Grenzverkehrs gewährt hat oder 
gewähren wird, 

4. auf Verpflichtungen, die auf Grund von 
Abkommen über die Bildung einer Zoll- 
union oder Freihandelszone eingegangen 
sind oder werden. 

Artikel V 

Das vorstehende Abkommen wird gemäß 
den verfassungsmäßigen Vorschriften der Ver- 
tragschließenden Staaten ratifiziert werden 
und tritt vierzehn Tage nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Es gilt bis auf weiteres und soll durch einen 
umfassenderen Vertrag ersetzt werden. Es 
kann zum Ablauf jedes Kalenderjahres mit 
dreimonatiger Frist gekündigt werden. 

Geschehen zu San Salvador am einund- 
dreißigsten Oktober neunzehnhundertzwei- 
undfünfzig, in vier Ausfertigungen, zwei Aus- 
fertigungen in deutscher und zwei In spanischer 
Sprache, wobei der Wortlaut In beiden Spra- 
chen verbindlich Ist. 


Für die Bundesrepublik 
Deutschland 

gez. Eugen Klee 

L. S. 


Für die Republik 
El Salvador 

gez. Carlos Azücar-Chavez h 
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